
8« Dsz, 1955 ■ 1 0  f)
Für das Nachschlagewerk t ja 
Für die Sammlung ! ja
Für die Fachpresse ! ja

Gesetz: § 9 Abs.l Satz 1 MuSchG} § 123 Abs.1 BGB, 
§ 9 Abs.l, 2 MuSchGo

Leitsätze:
1. Der Senat verbleibt hei seiner bereits in der Entschei­

dung BAG 2, 32 ff ausgesprochenen Auffassung, dass einer 
werdenden Mutter, der von der Besatzungsmacht gekündigt 
wurde, während der Schutzfrist des § 9 MuSchG die Ver­
gütung von dem vergütungspflichtigen Land fortzuzahlen 
ist».

2o § 9 MuSchG schliesst weder eine Kündigung durch die 
schwangere Arbeitnehmerin noch eine vertragliche Aufhe­
bung des Arbeitsverhältnisses aus«'

3» Der Kündigungsschutz des § 9 MuSchG bezieht sich nicht 
nur auf befristete ordentliche Kündigungen, sondern auch 
auf fristlose Entlassungen aus wichtigem Grund, wobei 
§ 9 Abs.2 MuSchG jedoch die Möglichkeit gibt, dass die 
hiernach zuständige oberste Landesarbeitsbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle in besonderen Fällen aus­
nahmsweise eine. Kündigung für zulässig erklären kann»

4. Zur Frage der Anfechtbarkeit der Willenserklärung einer 
schwangeren Besatzungsangestellten, mit der sie sich bei 
wegen Diebstahls angedrohter fristloser Entlassung zu 
freiwilligem Ausscheiden bereiterklärt.

Aktenzeichen: 2 AZR 13/54
- Urt. des BAG v. 8. Dezember 1955 LAG.Hamm/Westf.
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10.5
AZR_ 1.5/54. •4 sa 525/53 lag Hamm jm Namen des Volkes!

'/erkündet
am 8„Dezember 1955
gez„ Mißler, Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle Urteil

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf 
Grund der mündlichen Verhandlung vom S. Dezember 1955 • 
durch den Senatspräsidenten Dr. Müller und die Bundes­
richter Dr. Simons und Schilgen sowie die Bundesarbeits­
richter Mirkes und Dr. Meissner für Recht erkannt?

Die Revision der Klägerin gegen'das Urteil 
der 4. Kammer des Landesarbeitsgerichts in 
lamm/Westfalen vom 19.November 1953 (4 Sa 
525/53) wird- auf Kosten dei Klägerin zurück­
gewiesen.

,Von. R e c h t s  w e g e n  !
• ' - . 2 -
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Tatbestands

Die Klägerin war seit 1950 im Büro einer 
Dienststelle der britischen Besatzungsmacht in 
Bj^^^^OPfly^angestellt. Am 5.Dezember 1952 
entwendete sie einer anderen Angestellten 10.-DM 
aus deren Handtasche. Yon dem zuständigen Ver-ijwaltungsoffizier Qaptain GMHHpvor die Wahl ge- 
stellt, entweder auf eigenen Wunsch auszuschei­
den oder entlassen zu werden, erklärte sie, daß 
sie schwanger sei. Da der Offizier gleichwohl, 
aus grundsätzlichen Erwägungen auf ihrer frist­
losen Entlassung bestand, ihr aber noch einmal 
anheimstellte, vorher freiwillig zu gehen, un­
terschrieb sie am 4.Dezember 1952 eine Erklä­
rung, daß sie auf ihren eigenen Wunsch entlassen 
worden sei. Die Klägerin hat auf Feststellung ge­
klagt, daß das beklagte Land verpflichtet sei, 
ihr bis zum Ablauf von vier Monaten nach ihrer 
Niederkunft Gehalt zu zahlen. Ihre Erklärung vom 
4. Dezember' 1952 hat sie im Laufe des Rechtsstreits, 
und zwar spätestens am 4. August 1953, angefechten. 
Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das 
Landesarbeitsgericht hat sie abgewiesen. Es hält 
das deutsche Mutterschutzgesetz bei Besatzungs- 
angestellten nicht für anwendbar und verneint aus 
diesem Grunde die Rechtswidrigkeit der Ankündigung 
des Offiziers, die Klägerin entlassen zu wollen, 
wenn sie nicht freiwillig gehe.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt die 
Klägerin ihren Klageanspruch weiter, während das 
beklagte Land bittet, die Revision zurückzuweisen.

Ent s cheidungsgründe:
Mit Recht hat das Landesarbeitsgericht ange­

nommen, daß für Gehaltsklagen von deutschen Ange-
- 3 -
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- 3  - 105
stellten der, bis zum Inkrafttreten der Pariser Verträge 
im Mai 1955, als Besatzungsmacht in Deutschland stehenden 
britischen Streitkräfte und ihrer Dienststellen der Rechts­
weg bei den deutschen Arbeitsgerichten offensteht, und

sind. Dies ist, wie der Senat bereits in drei Urteilen . 
gesagt hat, (BAG 2, 32 ff; BAG 2, 134 ff» sowie die eben­
falls zur Veröffentlichung in der amtlichen Sammlung be­
stimmte Entscheidung in Sachen 2 AZR 15/54 vom 20.Oktober 
1955) in Rechtsprechung und Rechtslehre allgemein anerkannt.

Sachlich hat das landesarbeitsgericht die auf § 9 
des Mutterschutzgesetzes (MuSchG) vom 24.Januar 1952 (BGBl. 
S„ 69) gestützte Klage deshalb abgewiesen, weil dieses Ge­
setz auf die Arbeitsverhältnisse von deutschen Angestellten 
der Besatzungsmächte nicht anwendbar sei. Dieser Auffassung 
kann allerdings nicht zugestimmt werden. Der Senat hat sich 
in seiner Entscheidung BAG 2, 32 hinsichtlich jener Rege­
lung zu der gegenteiligen Auffassung bekannt, daß nämlich 
einer werdenden Mutter, der von der Besatzungsmacht gekün­
digt wurde, die Arbeitsvergütung während der Schutzfrist 
des § 9 MuSchG von dem betreffenden Bundesland fortzuzahlen 
ist. Er hat diese Auffassung im wesentlichen damit begrün­
det, daß der Mutterschutz in Gestalt eines Kündigungsschut­
zes seit langem ein fester Bestandteil nicht nur des deut- ; 
sehen, sondern auch des internationalen Arbeitsrechts sei. 
Bei der Richtlinie der Sozialstaatlichkeit bewirke eine so 
allgemein anerkannte Regelung, daß das deutsche Land, das 
das Arbeitsentgelt zu zahlen habe, im falle der bisher bei . 
der Besatzungsmacht beschäftigten schwangeren Arbeitneh­
merin entsprechend dem vom Mutterschutzgesetz vorgesehenen 
Ausmaß die Zahlung fortsetzen müsse. An dieser grundsätz­
lichen Auffassung wird festgehalten, wobei dahingestellt 
bleiben kann, ob die mutterschutzrechtliche Vorschrift un-* 
mittelbar oder nur entsprechend anzuwenden ist. Die Rechts­
lage hat sich für den vorliegenden fall auch nicht dadurch 
geändert, daß inzwischen die Pariser Verträge in Kraft ge-.

daß ferner die Bundesländer zur

4
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treten sind. Diese müssen im Revisionsverfahren un­
berücksichtigt bleiben, weil die damit verbundene 
Aufhebung des Besatzungsrechts keine rückwirkende 
Kraft hat (BAG- 2, 134 ff und Entscheidung in Sachen,
2 AZR 15/54 vom 20.Oktober 1955; vgl. auch BGHZ.9,
101).

Damit ist aber noch nicht gesagt, daß die Klage 
durchdringen muß. Vielmehr ist davon'auszugehen, daß 
die Parteien durch die von der Beklagten--angenommene 
Erklärung der Klägerin vom 4.Dezember 1952 einen Ver­
trag geschlossen haben, demzufolge das Arbeitsverhält­
nis an diesem Tage sein Ende finden sollte. Ein 
anderer-Sinn kann der Erklärung nicht beigelegt wer­
den, und es wird dies auch von der Klägerin nicht 
behauptet. Ist aber der Vertrag gültig, dann entfallen 
damit jegliche Ansprüche der Klägerin aus. § 9 MuSchG. 
Denn diese Vorschrift' enthält nur einen Kündigungs­
schutz und gilt nur für den Pall der Kündigung durch 
den Arbeitgeber (Bulla, Mutterschutzgesetz und Frauen­
arbeitsrecht , § 9 MuSchG, Anm.41 mit weiteren Hachwei- 
sungen). Sie schließt weder eine Kündigung durch den 
Arbeitnehmer noch die hier vorliegende vertragliche 
Aufhebung des Arbeitsverhältnisses aus. Für diese 
Fälle gewährt das Mutterschutzgesetz der schwangeren 
Arbeitnehmerin keinen Anspruch. Es schränkt insoweit 
ihre Vertragsfreiheit nicht ein.

Deshalb kommt es entscheidend darauf an, ob die 
von der Klägerin am 4. August 1953 und damit innerhalb 
der Jahresfrist des § 124 Abs. 1 BGB wegen angeblicher 
Drohung erklärte Anfechtung durchgreift. Dies wiederum 
hängt davon ab, ob die Ankündigung des Besatzungsoffi­
ziers , er werde die Klägerin fristlos entlassen, wenn 
sie nicht freiwillig ausscheide, eine widerrechtliche 
Drohung im Sinne des -§123 Abs. 1 BGB war. Einer Erör­
terung dieser Frage, soweit sie für die Entscheidung 
über die Klage gegen das hier in Anspruch genommene ' 
Bundesland von Bedeutung ist, kann nicht etwa mit dem

^ 5 .
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- 5 -  10s
Hinweis darauf ausgewichen werden, daß Anordnungen der 
damaligen Besatzungsmacht einer Nachprüfung durch 
deutsche Gerichte entzogen waren. Denn hier handelt es 
sich nicht darum, daß die Kündigungsdrohung des Offi­
ziers an sich als ein Akt der Besatzungsmacht auf ihre 
Gültigkeit hin geprüft wird. Sondern es stehen nur ihre 
Auswirkungen für das verklagte Land in Rede. In diesem 
Rahmen das Verhalten des Offiziers nach deutschem Ar­
beitsrecht zu würdigen erscheint unerläßlich, aber auch 
unbedenklich.

Als eine Drohung muß die Ankündigung des Offiziers 
allerdings aufgefaßt werden. Denn sie enthielt das in 
Aussichtstellen eines künftigen Übels, und zwar eines 
solchen, das von dem Drohenden selbst ausgehen sollte, 
für den Pall, daß die Klägerin sich nicht so verhielt, 
wie der Offizier es wünschte, nämlich daß sie seiner 
Anregung des freiwilligen Ausscheidens nicht naehgab.
Das Androhen der fristlosen Entlassung wurde ferner 
nach dem festgestellten Sachverhalt von der Klägerin 
als ernstlich gemeint aufgefaßt und war es übrigens 
nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts auch 
tatsächlich. Die Drohung war sodann geeignet, den Wil­
len. der Klägerin zu beeinflussen, und hat dies offen­
sichtlich auch getan. Schließlich kann nicht daran ge- 
zweifelt werden, daß der Offizier darauf hinzielte, 
die Klägerin aus der von ihm geschaffenen Zwangslage 
heraus zu ihrem Einverständnis mit der Kündigung zu 
bestimmen.

Jedoch berechtigt nicht jede für die Abgabe einer 
Willenserklärung ursächliche Drohung den Erklärenden 
zur Anfechtung, sondern nur eine objektiv .widerrecht­
liche Drohung. Widerrechtlich ist eine Drohung dann, 
wenn die Rechtsordnung die Benutzung dieses Mittels 
oder die Erreichung des gewollten Zwecks unter den :' 
gegebenen Umständen mißbilligt. Sowohl der erstrebte 
Erfolg, das ist hier das Ausscheiden der Klägerin, wie 
die Benutzung dieses Mittels, das ist hier die Androhung 
der fristlosen Entlassung, müssen erlaubt sein (RG in

- 6  -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


' -  6 -

JW 1915, 638 1;' RGR-Komm.., lO.Aufl., § 123 Anm.3; 
Staudinger Komm, zum BGB, 10«'Auf 1., § 123 Anm.9)- 
Hier fällt beides zusammen« Wenn der Offizier be­
rechtigt war, die Klägerin wegen des von ihr be-, 
gangenen Diebstahls zu entlassen, dann war er auch 
berechtigt, ihr diese fristlose Entlassung anzukün­
digen, um dadurch ihre Entschließung herbeizufüh­
ren, daß sie freiwillig ausscheide.

Die Regelung des § 9 MuSchG, die hinsichtlich 
der daraus folgenden Gehaltszahlungspflicht des be­
klagten Landes wie schon gbsagt auch zu Gunsten von 
Besatzungsangestellten gilt, verbietet die Kündigung 
gegenüber einer Frau während' der Schwangerschaft und 
bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Niederkunft. 
Dieser Kündigungsschutz bezieht sich nach allgemein 
anerkannter Ansicht nicht nur auf befristete ordent­
liche Kündigungen, sondern auch auf fristlose Entlas­
sungen aus wichtigem- Grund (Bulla, Mutterschutzgesetz 
und Frauenarbeitsrecht, § 9 MuSchG Anm.26 mit weiteren 
Nachweisungen). Der gesetzliche Kündigungsschutz für 
die werdende Mutter geht also, anders als der für 
Betriebsratsmitglieder und Schwerbeschädigte (vgl.
§ 15 Abs. 1 KSchG und § 19 Abs.3 SchwBeschG), so weit, 
daß er vom Arbeitgeber die Fortsetzung eines Arbeits-» 
Verhältnisses mit einer schwangeren Arbeitnehmerin 
sogar dann verlangt, wenn diese durch ihr Verhalten 
an sich einen wichtigen Grund zu ihrer sofortigen 
Entlassung gegeben hat.

§ 9 Abs.2 MuSchG gibt jedoch die Möglichkeit, 
daß die hiernach zuständige oberste Landesarbeitsbe­
hörde oder-die von ihr bestimmte Stelle in besonderen 
Fällen ausnahmsweise eine Kündigung für zulässig er­
klären kann. Ob und in welcher Weise von dieser Aus- 
nahmevorschrift im Falle einer Besatzungsangestellten 
praktisch Gebrauch gemacht werden kann, insbesondere 
welche Behörde in einem solchen Falle zuständig wäre, 
ist allerdings zweifelhaft, kann jedoch im vorliegen­
den Falle uneiörtert bleiben. Denn es ist zu beachten,
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daß eben sogar bei Arbeitsverhältnissen, die ausschließ­
lich nach deutschem Recht zu beurteilen sind, unter 
Umständen die Entlassung einer schwangeren Arbeitneh­
merin aus wichtigem Grunde durchgesetzt zu werden ver­
mag« Erst recht muß dies dann auch bei Besatzungsange- 
steilten möglich sein, bei denen der Mutterschutz nur 
in dem Anspruch besteht, daß das betreffende Bundesland 
die Arbeitsvergütung fortzuzahlen hat, die Dienste der 
Arbeitnehmerin der Besatzungsmacht aber gegen ihren 
Willen nicht aufgedrängt werden können (vgl« BAG 2, 32 
ff.).

Die Androhung der fristlosen Entlassung gegenüber 
der Klägerin könnte unter diesen Umständen nämlich nur 
dann als widerrechtlich angesehen werden, wenn mit mehr 
oder weniger großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen wäre, 
daß eine nach verständigem Ermessen entscheidende ober­
ste deutsche Arbeitsbehörde eine Ausnahmegenehmigung 
versagt haben würde. Anderenfalls ist die Drohung vor 
der Rechtsordnung vertretbar. Davon, daß mit einer 
Ausnahmegenehmigung nicht gerechnet werden durfte, kann 
aber hier nicht die Rede sein. Zwar rechtfertigt nicht 
jeder unter gewöhnlichen Umständen zur fristlosen Ent­
lassung ausreichende wichtige Grund zugleich auch eine 
Ausnahmegenehmigung gemäß § 9 Abs. 2 MuSchG. Vielmehr 
wird die mutterschutzrechtliche Beurteilung eines Balles 
oft zu einem anderen Ergebnis führen als die Beurteilung 
nach allgemeinem Arbeitsvertragsrecht; dies erhellt - 
allein schon daraus, daß die oberste Arbeitsbehörde 
eben nur in besonderen Bällen ausnahmsweise die Kündi­
gung für zulässig erklären kann (so auch Bulla»a.a.O,
§ 9 MuSchG Anm.89). Gleichwohl darf gesagt werden, daß 
ein im Betrieb begangenes und nicht leicht wiegendes 
vorsätzliches Vergehen, wie hier das Bestehlen einer 
Arbeitskollegin, in aller Regel auch für eine Ausnahme­
genehmigung gemäß § 9 Abs. 2 MuSchG genügen wird .,(so 
auch Nikisch, Arbeitsrecht, 2.Aufl., S., 665, zu Unrecht

-  8 -
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8
einschränkend Bulla a.a.O. Anm.94). Hier konnten 
auch die zu Gunsten der Klägerin sprechenden Umstän­
de, insbesondere die Tatsache, daß sie das gestohle­
ne Geld nach Entdeckung der Tat alsbald zurückgegeben 
hat, an dem Ergebnis nichts ändern, daß der Besatzungs­
macht im Interesse der Aufrechterhaltung der Dis­
ziplin und des Briedens in ihrem mehr oder weniger 
militärisch organisierten Betrieb eine V/eiterbeschäf- 
tigung der Klägerin schwerlich zugemutet werden konnte« 
Würde man anders urteilen, hieße das den sozialen Gedan­
ken des Mutterschutzes überspannen und so in weiterer 
Sicht seine Wirksamkeit■schwächen« Es muß auch berück­
sichtigt werden, daß das Bestehlen eines Arbeitskame­
raden im allgemeinen eine besonders schv/ere Gefährdung 
des Arbeitsfriedens darstellt (a«A « anscheinend Bulla, a< 
a«C°,§ 9 MuSchG Anm.94)° Auf verminderte Geschäftsfähig­
keit bei Abgabe ihrer Erklärung vom 4.Dezember 1952 hat 
sich die Klägerin nach der ausdrücklichen Feststellung 
im angefochtenen Urteil nicht mehr berufen. Nach alle­
dem war damit zu rechnen, daß eine oberste Landesar­
beitsbehörde bei einem Palle wie hier die außerordent­
liche fristlose Kündigung für zulässig erklärt haben' 
würde«

Bei dieser Sachlage konnte sich die Klägerin nicht 
dadurch beschwert fühlen und durfte es nicht als eine 
widerrechtliche Drohung empfinden, daß der Verwaltungs- 
Offizier ihr das freiwillige Ausscheiden aus dem Dienst ' 
mit allem Nachdruck nahelegte, wenn sie ihre fristlose 
Entlassung vermeiden wollte. Vielmehr stellte es in 
gewissem Sinne sogar ein Entgegenkommen dar, daß der 
Offizier diesen weniger nachteiligen Ausweg eröffnete« 
Suzugeben ist, daß sich nicht mit völliger Sicherheit- 
klären läßt, wie die oberste Arbeitsbehörde oder die 
sonst zuständige Stelle in Wirklichkeit entschieden 
haben würde, wenn sie um eine Entscheidung angegangen 
worden wäre. Gleichwohl kann man nicht ernstlich

- 9 -
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- 9 - 105
daran zweifeln, daß nach Lage des Palles das Vorgehen 
des Besatzungsoffiziers mindestens vertretbar und 
deshalb nicht widerrechtlich war.

Unter diesen Umständen kommt es auch nicht darauf 
. an, daß die Ausnahmegenehmigung, deren Einholung eine 
gewisse Zeit in Anspruch genommen haben würde, nach 
herrschender Meinung immer nur den erst nach der Er­
teilung der Genehmigung erfolgenden Kündigungsausspruch 
wirksam werden läßt (Bulla, a.a.O., § 9 MuSchG Anm.84 
mit weiteren Nachweisungen). Mit Rücksicht auf das der 
Klägerin gezeigte Entgegenkommen folgt hieraus weder, 
daß das Androhen der sofortigen Entlassung doch wider­
rechtlich war, noch daß der Klägerin ihr Gehalt bis zum 
vermutlichen Zeitpunkt des Eingangs der Ausnahmegeneh-, 
migung fortzuzahlen ist. Vielmehr bleibt es dabei, daß 
die schriftliche Erklärung der Klägerin vom 4» Dezember 
1952, mit der sie zugleich auf weitere Lohnansprüche 
verzichtet hat, frei von rechtlichen Mängeln zustande­
gekommen ist.

Somit hat das Landesarbeitsgericht trotz rechts­
irriger Auffassungen einerseits über die Anwendbarkeit 
des Mutterschutzgesetzes auf Besatzungsangestellte und 
andererseits über die Rechtswidrigkeit einer Kyndi- 
gungsdrohung die Klage im Ergebnis mit Recht abgewiesen. ; 
Da der Sachverhalt in allen wesentlichen Punkten ge­
klärt und :j.m angefochtenen Urteil festgestellt ist. 
sieht sich der Senat in der Lage, von einer Zurückver­
weisung der Sache an die Vorinstanz abzusehen und im 
Rahmen des § 565 Abs.3 Ziffer 1 ZPO selbst zu entschei­
den.

gez. Dr. Müller Dr. Simons Schilgen
Mirkes Meißner
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